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Ein «typischer» Schweizer… 
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I.  Staat und Wirtschaft 
1.   Marktwirtschaft 
> Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
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I.  Staat und Wirtschaft 
1.  Marktwirtschaft 
 
> Schweiz: Marktwirtschaft mit liberaler Wirtschaftsordnung 
> Art. 26 BV und Art. 27 BV als «Nichtinterventionsobliegenheit» 
• Grenze: ausgewiesene öffentliche Interessen 
> regulatorische Möglichkeiten: Laissez faire – Verbote – Aufsichten  
> PVK: staatliche «Wirtschaftsinaktivitätsobliegenheit» 
• aber: Sicherstellung unerlässlicher Rechtsgüter 
• Möglichkeiten: Staatsgarantien sowie Staatsbeteiligungen 
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I.  Staat und Wirtschaft 
2.   Wettbewerbsverzerrungen 
  
> Spannungsverhältnis zur liberalen Marktwirtschaft 
> ev. Konkurrenz zu privaten Gesellschaften 
• Staatsgarantien können den wirtschaftlichen Untergang bzw. den 
Konkurs volkswirtschaftlich zentraler Unternehmen verhindern 
• Staatsbeteiligungen auf Bundesebene sowie auf kantonaler Ebene sind 
weit verbreitet (z.B. halten die 26 Kantone ca. 800 Beteiligungen an 
mehr als 500 Unternehmen) 
• als Staatsbeteiligungen im Vordergrund stehend: 




1.   Staat und «reguläre AG» 




1.   Staat und «reguläre AG» 
  
> Prinzip: «Jedermann kann Aktionär sein» – ebenfalls der Staat 
> keine aktienrechtliche Sonderbehandlung für den Staat als Aktionär 
(beispielsweise im Zusammenhang mit der VR-Verantwortlichkeit) 
> Vorsicht: ev. Risiko des Rechtsscheins, dass mit einer Staatsbeteiligung 
eine (implizite) Staatsgarantie o.Ä. verbunden sei… 
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II. Beteiligungsformen 
2.  Gemischtwirtschaftliche AG 




2.  Gemischtwirtschaftliche AG: Grundlagen  
 
> Art. 762 OR als «Lex specialis» zum Aktienrecht gemäss Art. 620 ff. OR 
> gemischtwirtschaftliche AG sozusagen als «Diener zweier Herren» 
> notwendige Elemente: 
• Körperschaften des öffentlichen Rechts (beispielsweise Bund, 
Kantone, Bezirke oder Gemeinden) 
• es braucht ein öffentliches Interesse an der AG sowie – allenfalls – 
Beteiligung als Aktionär 
• Statuten der AG räumen gewisse Aktionärssonderrechte ein 
• Gesellschaftsform als AG ist zwingend 
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II. Beteiligungsformen 
2.  Gemischtwirtschaftliche AG: Sonderrechtsstellung  
 
> Staat kommt eine Sonderrechtsstellung zu 
• Abordnungsrecht 
• Abberufungsrecht 
 vs.  
• spezifische Staatshaftung 
 




3.  Spezialgesetzliche AG: Bundesebene 
 




> Gründung, Umwandlung und Organisation beruhen auf Spezialgesetzen 
• Aktienrecht subsidiär anwendbar 
> Bund ist Allein- oder zumindest Mehrheitsaktionär 
> eine implizite Staatsgarantie wird (im Markt) vermutet 
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II. Beteiligungsformen 
3.  Spezialgesetzliche AG: Kantonsebene  
 
> gesetzliche Grundlage: Art. 763 OR 
• AG wurde basierend auf kantonales Gesetz gegründet 
• AG wird unter Mitwirkung öffentlicher Behörden verwaltet 
• Kanton übernimmt die subsidiäre Haftung für die Verbindlichkeiten 
 





4.  Weitere öffentliche Unternehmen 
 
> Privatrechtliche AG ohne Sonderrechte i.e.S. des Staats, aber: 
• Anteile meist ausschliesslich in öffentlicher Hand  









1.   Rechtsgrundlage(n) und Haftung(en) 
 
 
> Verantwortlichkeiten und Haftungen sind ein Zentralthema bei AG mit 
Staatsbeteiligungen, auch wenn es fast zu keinen Urteilen kommt 
> Probleme ergeben sich bei Überschneidungen von öffentlich-rechtlichen 
Aspekten (Staatshaftungsrecht) mit privatrechtlichen Fragen 
> Kläger können v.a. gegen VR-Mitglieder (Art. 754 ff. OR) oder gegen den 
Staat (Art. 762 Abs. 4 OR oder Art. 763 Abs. 1 OR) vorgehen; 
> und unabhängig davon, ob eine natürliche Person oder der delegierende 
Staat eingeklagt wird, braucht es immer vier Haftungsvoraussetzungen: 






2.   Passivlegitimation: Staat? 
 
> Aktienrecht als Rechtsgrundlage: 
• mangels Aktionärshaftung besteht keine Staatshaftung bei «regulären 
AG», also bei Beteiligung des Staats als Aktionär… 
• … selbst dann nicht, wenn ein «Staatsvertreter» von der GV als VR-
Mitglied gewählt wurde 
• anders allerdings bei «massgeblichem Einfluss» des Staats durch seine 
Stellung als Aktionär… 
• … Verantwortung des Staats als materielles Organ der «regulären AG» 
> explizite Staatshaftung hingegen für:  
• spezialgesetzliche AG auf kantonaler Ebene (Art. 763 Abs. 1 OR) 






2.   Passivlegitimation: VR-Mitglieder? 
 
> Art. 754 Abs. 1 OR: unbeschränkte persönliche Verantwortlichkeit für 
sämtliche Mitglieder des VR bei der Verursachung von Schaden durch 
vorsätzliche oder fahrlässige Verletzung ihrer Pflichten: 
• es besteht somit eine persönliche Haftung für «Staatsvertreter» 
• Befolgung von Weisungen des Staats stellt für das VR-Mitglied keine 
Abwehrmöglichkeit dar 
> Art. 754 Abs. 2 OR: Haftungsbefreiung im Aussenverhältnis durch die 
drei «curae» («in eligendo», «in instruendo» und «in custodiendo») 
> Art. 762 Abs. 4 OR: Passivlegitimiert ist bei gemischtwirtschaftlichen AG 
nicht das abgeordnete VR-Mitglied, sondern der abordnende Staat; bei 







1. Legitimation für Staatsbeteiligungen 
 Im Prinzip gibt es nur eine Legitimation in einer Marktwirtschaft: die Sicherung nationaler 
Wirtschaftsinteressen, die nicht dem «freien Markt» überlassen werden dürfen – Beteiligungen des 
Staates nehmen solche Unternehmungen sozusagen «aus dem Spiel» (z.B. bei Krisensituationen: 
TBTF/Grossbanken; oder zur Sicherung gegen «ausländische Übernahmen»). 
 
2. Wettbewerbsverzerrungen 
 Vor diesem Hintergrund braucht es in der Schweiz insbesondere kein «Abwehrgesetz» gegen 
Übernahmen aus dem Ausland (z.B. China), d.h. die Beteiligungen sind die Abwehr; doch solche 
Staatsbeteiligungen führen – ähnlich wie Staatsgarantien – zu Wettbewerbsverzerrungen. 
 
3. Staatsbeteiligungen verschaffen keine Immunität(en) 
 Grundvoraussetzung: Erfüllung von vier Haftungsvoraussetzungen; der Staat kann zwar haftbar 
werden, indes nicht «automatisch»; es gibt direkte Staatshaftungen nur, aber immerhin, bei 
Spezialgesellschaftsformen im Zusammenhang mit Staatsbeteiligungen; die grössten Risiken des 
Staates liegen bei der faktischen Organschaft sowie bei der Vertrauenshaftung. 
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